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VWGVG § 8a heute

VwGVG § 8a gliltig ab 01.04.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 147/2024
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1407 2119989-2/5E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Stefan MUMELTER als Einzelrichter Gber den Antrag von
XXXX, vom 20.03.2017 auf Bewilligung der Verfahrenshilfe im Rahmen der Beschwerde gegen den Bescheid des
Arbeitsmarktservice regionale Geschaftsstelle Bregenz vom 28.09.2015 betreffend Einstellung der Notstandshilfe,
beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. Stefan MUMELTER als Einzelrichter Gber
den Antrag von romisch 40 , vom 20.03.2017 auf Bewilligung der Verfahrenshilfe im Rahmen der Beschwerde gegen
den Bescheid des Arbeitsmarktservice regionale Geschaftsstelle Bregenz vom 28.09.2015 betreffend Einstellung der
Notstandshilfe, beschlossen:
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A)

Dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemal3 § 8a Abs. 1 VWGVG stattgegeben und die Verfahrenshilfe
fur das Verfahren 1407 2119989-1 bewilligtDem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemaR Paragraph 8 a,
Absatz eins, VWGVG stattgegeben und die Verfahrenshilfe flir das Verfahren 1407 2119989-1 bewilligt

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassigDie Revision ist gemalR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. XXXX (in der Folge: Antragstellerin) erhob mit Schreiben vom 22.10.2015 Beschwerde gegen den Bescheid des
Arbeitsmarktservice regionale Geschaftsstelle Bregenz (in der Folge: belangte Behdrde), mit welchem ausgesprochen
wurde, dass die Antragstellerin den Anspruch auf Notstandshilfe fir den Zeitraum 17.08.21015 bis 27.09.2015 verloren
hat. Die Antragstellerin bergrindete ihre Beschwerde ausfuhrlich und stellte unter anderem einen Antrag auf
Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung1. rémisch 40 (in der Folge: Antragstellerin) erhob mit Schreiben vom
22.10.2015 Beschwerde gegen den Bescheid des Arbeitsmarktservice regionale Geschaftsstelle Bregenz (in der Folge:
belangte Behorde), mit welchem ausgesprochen wurde, dass die Antragstellerin den Anspruch auf Notstandshilfe fur
den Zeitraum 17.08.21015 bis 27.09.2015 verloren hat. Die Antragstellerin bergriindete ihre Beschwerde ausfuhrlich
und stellte unter anderem einen Antrag auf Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung

2. Die Antragstellerin hat mit am 24.03.2017 eingelangten Schreiben Verfahrenshilfe beantragt und begrindete ihn
damit, dass aufgrund der zahlreichen Verfahrensmangel und inhaltlichen Widerspruiche Erfolgsaussicht bestiinde. Die
angebotene Bezahlung nach sittenwidrigem Pauschallohn der Transitarbeitskrafteregelung liege weit unter der
reguldren Bezahlung der reguldren Einstufung nach Caritas-KV und sei somit unzumutbar. Aufgrund der
sozialpadagogischen Betreuung, die weit Uber den Rahmen eines zumutbaren Arbeitsverhaltnisses gehe, handle es
sich zudem um eine begrindungspflichtige AMS-Malinahme. Aufgrund der Tatsache, dass im Rahmen des Programm
"50+" viele Menschen nur wegen ihres Alters vom AMS auf einen "zweiten Arbeitsmarkt" zugewiesen wirden, wo
reguldre Kollektivvertrage umgangen wurden, und wo auch die Chancen auf Arbeit am "ersten Arbeitsmarkt" kaum
steigen wirden, komme diesem Fall wegen der diskriminierenden und bloRstellenden Wirkung dieses "zweiten
Arbeitsmarktes" eine grofl3e Bedeutung zu. Aufgrund der zahlreichen Beteiligten und widersprichlichen Aussagen bzw.
fehlenden Informationen komme diesem Fall eine ausreichende Komplexitat zu, die einer anwaltlichen Unterstitzung
bedirfe. Aufgrund des geringen AMS-Bezugs bzw. derzeitigen Mindestsicherung sei sie nicht in der Lage sich eine
anwaltliche Vertretung zu leisten und aufgrund des massiven Machtungleichgewichts beim AMS, das seiner
gesetzlichen Pflicht der Neutralitdt zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht nachkomme, sei sie in der
Durchsetzung ihrer Rechte schwer im Nachteil. Dem Schreiben beigelegt waren ein Bescheid der
Bezirkshauptmannschaft Bregenz vom 03.03.2017, ein Berechnungsbogen sowie eine Mitteilung Uber den
Leistungsanspruch des AMS vom 04.07.2016.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A) Gewahrung der Verfahrenshilfe

§ 8a VWGVG bestimmt:Paragraph 8 a, VWGVG bestimmt:

"Verfahrenshilfe

§ 8a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist einer Partei Verfahrenshilfe zu
bewilligen, soweit dies auf Grund des Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C
83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist, die Partei auBerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Juristischen Personen ist Verfahrenshilfe
sinngemal mit der MalRgabe zu bewilligen, dass an die Stelle des Bestreitens der Kosten der Fihrung des Verfahrens
ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts das Aufbringen der zur Fihrung des Verfahrens erforderlichen
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Mittel durch die Partei oder die an der Fihrung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten tritt.Paragraph 8 a, (1) Soweit
durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist einer Partei Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit dies
auf Grund des Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, oder des Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr.
C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist, die Partei auBerstande ist, die Kosten der Fuhrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Juristischen Personen ist Verfahrenshilfe
sinngemaRl mit der MaRgabe zu bewilligen, dass an die Stelle des Bestreitens der Kosten der Fihrung des Verfahrens
ohne Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts das Aufbringen der zur Fihrung des Verfahrens erforderlichen
Mittel durch die Partei oder die an der Fihrung des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten tritt.

(2) Soweit in diesem Paragraphen nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen und die Wirkungen der
Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung - ZPO, RGBI. Nr. 113/1895, zu
beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schliel3t das Recht ein, dass der Partei ohne weiteres Begehren zur
Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des Vorlageantrags, des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens
oder des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei der Verhandlung ein
Rechtsanwalt beigegeben wird.(2) Soweit in diesem Paragraphen nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraussetzungen
und die Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung - ZPO, RGBI. Nr.
113 aus 1895,, zu beurteilen. Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schlieBt das Recht ein, dass der Partei ohne weiteres
Begehren zur Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des Vorlageantrags, des Antrags auf Wiederaufnahme des
Verfahrens oder des Antrags auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei der Verhandlung ein
Rechtsanwalt beigegeben wird.

(3) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. Er ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der
Behorde, ab Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Fir Verfahren Uber Beschwerden gemaf
Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.(3) Der Antrag auf
Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. Er ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der Behoérde, ab
Vorlage der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen. Fir Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130,
Absatz eins, Ziffer 2, B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

(4) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe kann ab Erlassung des Bescheides bzw. ab dem Zeitpunkt, in dem
der Betroffene Kenntnis von der Austibung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt
hat, gestellt werden. Wird die Bewilligung der Verfahrenshilfe zur Abfassung und Einbringung einer
Saumnisbeschwerde beantragt, kann dieser Antrag erst nach Ablauf der Entscheidungsfrist gestellt werden. Sobald
eine Partei Sdumnisbeschwerde erhoben hat, kann der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe auch von den
anderen Parteien gestellt werden.

(5) In dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist die Rechtssache bestimmt zu bezeichnen, fir die die
Bewilligung der Verfahrenshilfe begehrt wird.

(6) Die Behorde hat dem Verwaltungsgericht den Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe und die Akten des
Verfahrens unverziglich vorzulegen. Hat das Verwaltungsgericht die Bewilligung der Verfahrenshilfe beschlossen, so
hat es den Ausschuss der zustdndigen Rechtsanwaltskammer zu benachrichtigen, damit der Ausschuss einen
Rechtsanwalt zum Vertreter bestelle. Dabei hat der Ausschuss Wiinschen der Partei zur Auswahl der Person des
Vertreters im Einvernehmen mit dem namhaft gemachten Rechtsanwalt nach Mdglichkeit zu entsprechen.

(7) Hat die Partei innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung der Verfahrenshilfe beantragt, so beginnt fir sie die
Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss Uber die Bestellung des Rechtsanwalts zum
Vertreter und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag abgewiesen, so
beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. Entsprechendes
gilt fur die Fristen, die sich auf die sonstigen in Abs. 2 genannten Antrage beziehen.(7) Hat die Partei innerhalb der
Beschwerdefrist die Bewilligung der Verfahrenshilfe beantragt, so beginnt fir sie die Beschwerdefrist mit dem
Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss Uber die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter und der
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anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag abgewiesen, so beginnt die
Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. Entsprechendes gilt fur die
Fristen, die sich auf die sonstigen in Absatz 2, genannten Antrage beziehen.

(8) Die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter erlischt mit dem Einschreiten eines Bevollmachtigten.
(9) In Verfahrenshilfesachen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht zulassig.

(10) Der Aufwand ist von jenem Rechtstrager zu tragen, in dessen Namen das Verwaltungsgericht in der Angelegenheit
handelt."

Gemal? § 8a Abs. 1 VWGVG ist Verfahrenshilfe einer Partei zu gewahren, soweit dies auf Grund des Art. 6 Abs. 1 EMRK
oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389, geboten
ist.Gemal Paragraph 8 a, Absatz eins, VWGVG ist Verfahrenshilfe einer Partei zu gewahren, soweit dies auf Grund des
Artikel 6, Absatz eins, EMRK oder des Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europadischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389, geboten ist.

Durch den Verweis auf Art. 6 Abs. 1 EMRK und Art. 47 GRC ist sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Anforderungen des Europaischen Menschenrechtsschutzes entspricht (siehe
auch VwGH v. 03.09.2015, ZI. Ro 2015/21/0032).Durch den Verweis auf Artikel 6, Absatz eins, EMRK und Artikel 47, GRC
ist sichergestellt, dass die Verfahrenshilfe im verwaltungsgerichtlichen Verfahren den Anforderungen des Europaischen
Menschenrechtsschutzes entspricht (siehe auch VwGH v. 03.09.2015, ZI. Ro 2015/21/0032).

Nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte ist es nicht erforderlich, dass
Verfahrenshilfe in allen erdenklichen Verfahren zu gewahren ist. Vielmehr bedarf es einer Prifung im Einzelfall. Der
Verfassungsgerichtshof hat in seinem Prifungsbeschluss, der zur Aufhebung des § 40 VwWGVG fuhrte, die Judikatur des
Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte dahingehend zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht
nicht blof3 theoretisch und illusorisch, sondern effektiv gewahrleistet sein musse"; in jenen Fallen, in denen es
"unentbehrlich sei, dass der Partei eines Verfahrens ein unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," misse ein
solcher beigestellt werden. Fur diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien maRgeblich. Das sind zum einen
Kriterien, die sich auf die Person der Parteien beziehen, namlich ihre Vermodgensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im
Verkehr mit Behdrden; zum anderen auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, namlich die
Erfolgsaussichten, die Komplexitat des Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit firr die Parteien (siehe 1255 der
Beilagen XXV. GP - Regierungsvorlage - Erlauterungen zu &8 8a VwWGVG).Nach der Rechtsprechung des Europdischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte ist es nicht erforderlich, dass Verfahrenshilfe in allen erdenklichen Verfahren zu
gewahren ist. Vielmehr bedarf es einer Prufung im Einzelfall. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem
Prifungsbeschluss, der zur Aufhebung des Paragraph 40, VwGVG fiihrte, die Judikatur des Europaischen Gerichtshofes
flir Menschenrechte dahingehend zusammengefasst, dass der "Zugang zu einem Gericht nicht blo3 theoretisch und
illusorisch, sondern effektiv gewahrleistet sein misse"; in jenen Fallen, in denen es "unentbehrlich sei, dass der Partei
eines Verfahrens ein unentgeltlicher Verfahrenshelfer beigestellt werde," musse ein solcher beigestellt werden. Fiur
diese Beurteilung sind verschiedene Kriterien maf3geblich. Das sind zum einen Kriterien, die sich auf die Person der
Parteien beziehen, namlich ihre Vermogensverhaltnisse oder ihre Fahigkeiten im Verkehr mit Behérden; zum anderen
auch Kriterien, die in Zusammenhang mit der Rechtssache stehen, namlich die Erfolgsaussichten, die Komplexitat des
Falles oder die Bedeutung der Angelegenheit fir die Parteien (siehe 1255 der Beilagen roémisch 25
Gesetzgebungsperiode - Regierungsvorlage - Erlauterungen zu Paragraph 8 a, VWGVG).

Im konkreten Fall erfiillt die Antragstellerin unstrittig die in § 8a Abs. 1 leg. cit. als Voraussetzung festgehaltenen
persoénliche Kriterium der geringen Vermogensverhaltnisse und ist die beabsichtigte Rechtsverfolgung auch nicht
offenbar mutwillig oder aussichtslos. Bei Verfahren nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz handelt es sich zwar im
Allgemeinen nicht um Verfahren komplexer Natur, jedoch ergibt sich im vorliegenden Fall eine besondere Sachlage.
Uber die Erfolgsaussichten der Beschwerde kénnen derzeit keine Aussagen getétigt werden.Im konkreten Fall erfiillt
die Antragstellerin unstrittig die in Paragraph 8 a, Absatz eins, leg. cit. als Voraussetzung festgehaltenen personliche
Kriterium der geringen Vermdgensverhaltnisse und ist die beabsichtigte Rechtsverfolgung auch nicht offenbar
mutwillig oder aussichtslos. Bei Verfahren nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz handelt es sich zwar im
Allgemeinen nicht um Verfahren komplexer Natur, jedoch ergibt sich im vorliegenden Fall eine besondere Sachlage.
Uber die Erfolgsaussichten der Beschwerde kénnen derzeit keine Aussagen getatigt werden.
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Letztlich ist aber jedenfalls davon auszugehen, dass das gegenstandliche Beschwerdeverfahren fur die Antragstellerin
erhebliche Bedeutung hat. Im Rahmen einer Gesamtabwagung ist im konkreten Fall folglich von einem Uberwiegen
jener Umstande auszugehen, die die Gewahrung der Verfahrenshilfe fir geboten erscheinen lassen.

Folglich ist dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe spruchgemalR gemalR8 8a Abs. 1 VwGVG
stattzugeben.Folglich ist dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe spruchgemal gemald Paragraph 8 a, Absatz
eins, VWGVG stattzugeben.

Zu B) Zulassigkeit der Revision

Gemald § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBI. Nr. 10/1985, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG,
Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985,, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, weil es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu
8 8a VWGVG fehlt.Die Revision ist gemal’ Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig, weil es an einer Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 8 a, VWGVG fehlt.
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